
Notarin
Dr. Fleur Groß-Denkinger, LL.M.Eur.
Neikesstraße 5-66111 Saarbrücken
Telefon (0681)3 89 90-0
Telefax (0681)3 89 90-90
info@notarin-gross-denkinger.de
www.notarin-gross-denkinger.de

Urkundenrolle Nummer _— "' ~~ ~ _,2021
ma (10051)

Bescheinigung gemäß § 181 Absatz l, Satz 2 AktG

Die in der nachstehenden Satzung der

ORBIS AG
künftig: ORBIS SE

mit dem Sitz in Saarbrücken geänderten Bestimmungen stimmen mit den in meiner Urkunde

vom 16. November 2021,

Urkunde Nr. 1996/2021,

gefassten Beschlüssen über die Änderung der Satzung und die unveränderten Bestimmungen

mit dem zuletzt zum Handelsregister eingereichten vollständigen Wortlaut der Satzung über-

ein.

Saarbrücken, den 23. Dezember 2021

NotarirTDr. F^j^fGrtfß-Denkinger

mit dem Afni^sitz in Saarbrücken



I.

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

§1
Firma, Sitz

(l) Die Gesellschaft führt die Firma

ORBIS SE

(2) Sitz der Gesellschaft ist Saarbrücken.

§2
Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalender] ahr.

§3
Gegenstand des Unternehmens

(l) Gegenstand des Unternehmens der Gesellschaft ist:

a) jede Tätigkeit auf dem Gebiet der Informationstechnologie, insbesondere

- Untemehmensberatung,

- die Entwicklung intelligenter komponentenbasierter Software, insbesondere auf

dem Gebiet der Kundenmanagementsysteme,

- Vertrieb und Einführung informationsverarbeitender Systeme, Organisation

und Optimierung von Geschäftsprozessen durch Einfilhrung integrierter Standard-

Software,

- Technologie- und Know-how Transfer, Schulung und Betreuung,

- jegliche Tätigkeit auf dem Gebiet der Informationstechnologie,

b) das Halten, die aktive Verwaltung und der Erwerb von Beteiligungen im In- und Aus-

land, insbesondere an operativ tätigen Gesellschaften der Sofitwarebranche sowie von

Gmndvermögen. Neben den allgemeinen Steuerfunktionen einer Finanz- und Ma-

nagementholding nimmt die Gesellschaft auch zentrale Aufgaben wie Controlling,

Organisation und Personalverwaltung flir die mit ihr im Sinne von § 15 AktG ver-

bundenen Unternehmen wahr.

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Handlungen berechtigt, die dem vorgenannten Gegenstand

zu dienen geeignet sind.
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§4
Bekanntmachungen, Informationen an Aktionäre und Befreiung von den Mltteilungs-

pflichten für Inhaber wesentlicher Beteiligungen

(l) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger, sofern nicht

zwingende gesetzliche Bestimmungen etwas anderes vorsehen.

(2) Die Gesellschaft kann Informationen an die Aktionäre auch im Wege der Datenfem-

Übertragung übermitteln, soweit dies gesetzlich zulässig ist.

(3) § 43 Abs. l des Gesetzes über den Wertpapierhandel (WpHG) findet keine Anwendung.

II.

GRUNDKAPITAL UND AKTIEN

§5
Grundkapital und Aktien

(l) Das Gmndkapital der Gesellschaft beträgt EUR 9.766.042,00 (in Worten: Euro neun

Millionen siebenhundertsechsundsechzigtausendzweiundvierzig).

(2) Das Grundkapital ist eingeteilt in 9.766.042 nennbetragslose Stammstückaktien.

(3) Sämtliche Aktien lauten auf den Inhaber.

(4) Das Grundkapital der ORBIS SE ist erbracht worden im Wege der Umwandlung der

ORBIS AG in eine Europäische Aktiengesellschaft (SE).

(5) Der Vorstand ist für die Dauer von fünf Jahren von der Eintragung dieser Ermächtigung

in das Handelsregister an ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Gmndkapi-

tal der Gesellschaft durch Ausgabe von bis zu 4.883.021 Stück neuen, auf den Inhaber

lautender Stückak^ien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um

insgesamt bis zu 4.883.021,00 € zu erhöhen, jedoch höchstens bis zu dem Betrag, in

dessen Höhe im Zeitpunkt der Umwandlung der ORBIS AG in eine Europäische Ge-

sellschaft (SE) gemäß Umwandlungsplan vom 23. September 2021 das genehmigte Ka-

pital gemäß § 5 Abs. 4 der Satzung der ORBIS AG noch vorhanden ist (Genehmigtes

Kapital 2021). Den Aktionären ist dabei gmndsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen.

Die neuen Aktien können auch von einem oder mehreren durch den Vorstand bestimm-

ten Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne des § 186 Abs. 5 Satz l AktG mit der

Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittel-

bares Bezugsrecht). Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-

rats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,
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- soweit es erforderlich ist, um etwaige Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre

auszunehmen;

um Aktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft und/oder mit der Gesellschaft im Sinne

der §§ 15 ff. AktG verbundener Unternehmen zu begeben;

wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der Aktien der Gesell-

schaft gleicher Ausstattung im Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebe-

träges nicht wesentlich unterschreitet und die unter Ausschluss des Bezugsrechts

gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grund-

kapitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpuiüct des Wirksamwerdens

noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind

Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung in unmittelbarer

oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des

Bezugsrechts veräußert oder ausgegeben wurden;

sofern die Kapitalerhöhung zur Gewährung von Aktien gegen Sacheinlagen zum

Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Untemehmensteilen, Beteiligungen an Un-

temehmen oder von sonstigen Vermögensgegenständen erfolgt.

Der Vorstand ist ermächtigt, den Inhalt der Aktienrechte, die weiteren Einzelheiten der

Kapitalerhöhung sowie die Bedingungen der Aktienausgabe, insbesondere des Aktien-

ausgabebetrages, mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen.

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung von § 5 der Satzung entsprechend der je-

weiligen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021 und - falls das Genehmigte Kapi-

tal 2021 bis zum Ablauf der Ermächtigungsfrist nicht oder nicht vollständig ausgenutzt

worden ist - nach Ablauf der Ennächtigungsfrist anzupassen.

(6) Trifft im Falle einer Kapitalerhöhung der Erhöhungsbeschluss keine Bestimmung dar-

über, ob die neuen Aktien auf den Inhaber oder auf den Namen lauten sollen, dann lau-

ten sie ebenfalls auf den Inhaber.

(7) Bei Ausgabe neuer Aktien kann der Beginn der Gewinnbeteiligung abweichend von

§ 60 Abs. 2 AktG festgesetzt werden.

§6
Anteilsverbriefung

Der Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils ist ausgeschlossen. Die Gesell-

schaft kann einzelne Aktien in Aktienurkunden zusammenfassen, die eine Mehrzahl von Ak-

tien verbriefen (Globalaktien, Globalurkunden). Im Übrigen setzt der Vorstand mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats die Form der Aktienurkunden und der Gewmnanteils- und Emeue-

rungsscheine fest.
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III.

Organisationsverfassung der Gesellschaft

§7
Organe

Organe der Gesellschaft sind:

der Vorstand,

der Aufsichtsrat sowie

die Hauptversammlung.

IV.

DER VORSTAND

§8
Vorstand

(l) Der Vorstand besteht aus einem oder mehreren Mitgliedern.

(2) Die Bestimmung der Anzahl sowie die Bestellung der ordentlichen Vorstandsmitglieder

und der stellvertretenden Vorstandsmitglieder, der Abschluss der Anstellungsverträge

sowie der Widerruf der Bestellung obliegt dem Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat kann ei-

neu Vorsitzenden des Vorstandes und einen stellvertretenden Vorsitzenden des Vor-

Standes bestellen.

(3) Die Mitglieder des Vorstands werden vom Aufsichtsrat für einen Zeitraum von höchs-

tens sechs Jahren bestellt. Wiederbestellungen sind zulässig.

(4) Der Aufsichtsrat ist berechtigt, für den Vorstand eine Geschäftsordnung aufzustellen.

(5) Sofern der Vorstand aus mehr als zwei Mitgliedern besteht, werden die Beschlüsse des

Vorstands mit Stimmenmehrheit gefasst. Ist ein Vorsitzender des Vorstands bestellt,

gibt seine Stimme bei Stimmgleichheit den Ausschlag.

-4-



§9
Vertretung

(l) Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, vertritt dieses die Gesellschaft allein. Besteht der

Vorstand aus zwei oder mehr Mitgliedern, so wird die Gesellschaft jeweils durch zwei

Vorstandsmitglieder oder durch ein Mitglied des Vorstands zusammen mit einem Pro-

kuristen vertreten.

(2) Der Aufsichtsrat kann beschließen, dass einzelne Vorstandsmitglieder allein zur Vertre-

tung der Gesellschaft befugt sind.

(3) Der Aufsichtsrat kann Vorstandsmitglieder in den vom Gesetz gezogenen Grenzen (§

112 AktG) von den Beschränkungen des § 181 BGB befreien.

(4) Der Vorstand ist der Gesellschaft gegenüber verpflichtet, die Beschränkungen einzuhal-

ten, welche die Satzung oder der Aufsichtsrat für den Umfang seiner Geschäftsfüh-

rungsbefugnis festgesetzt hat oder die sich aus einem Beschluss der Hauptversammlung

nach § 119 AktG ergeben.

(5) Für folgende Geschäfte des Vorstands ist die ausdrückliche vorherige Zustimmung des

Aufsichtsrats erforderlich:

a) Erwerb von neuen Beteiligungen,

b) Aufnahme oder Beendigung von wesentlichen Geschäftsbereichen,

c) Erwerb, Veräußemng und Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen

Rechten,

d) Veräußerung des Geschäfitsbetriebs oder von wesentlichen Teilen des Geschäfits-

Betriebs.

Der Aufsichtsrat kann weitere Arten von Geschäften von seiner Zustimmung abhängig

machen.

v.

DERAUFSICHTSRAT

§10
Zusammensetzung, Wahlen, Amtsdauer

(l) Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern, die von der Hauptversammlung bestellt

werden.
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(2) Soweit die Hauptversammlung nicht bei der Wahl für einzelne oder sämtliche Auf-

sichtsratsmitglieder einen kürzeren Zeitraum beschließt, werden die Aufsichtsratsmit-

glieder bis zur Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung bestellt, die über die

Entlastung für das fünfte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt,

längstens jedoch für sechs Jahre. Das Jahr, in welchem die Amtszeit beginnt, wird nicht

mitgerechnet. Die Wahl des Nachfolgers eines vor Ablauf der Amtszeit ausgeschiede-

nen Mitglieds erfolgt für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds. Eine

Wlederwahl ist möglich.

(3) Für Aufsichtsratsmitglieder können Ersatzmitglieder bestellt werden, die in einer bei der

Bestellung festgelegten Reihenfolge an die Stelle vorzeitig ausscheidender Aufsichts-

ratsmitglieder treten. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle des Ausscheidenden, so er-

lischt sein Amt mit Beendigung der nächsten Hauptversammlung, in der eine Neubestel-

lung stattfindet, spätestens jedoch mit Ablauf der Amtszeit des ausgeschiedenen Auf-

sichtsratsmitglieds.

(4) Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder des Aufsichtsrats können ihr Amt durch eine an

den Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder an den Vorstand zu richtende schriftliche Er-

klämng unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen niederlegen.

(5) Zur Abberufung eines von der Hauptversammlung ohne Bindung an einen Wahlvor-

schlag gewählten Mitglieds des Aufsichtsrats vor Ablauf seiner Amtszeit genügt ein mit

einfacher Mehrheit gefasster Beschluss der Hauptversammlung.

§11
Aufgaben und Befugnisse des Aufsichtsrats

(l) Der Aufsichtsrat hat alle Aufgaben und Rechte, die ihm durch das Gesetz, die Satzung

oder in sonstiger Weise zugewiesen werden.

Dem Aufsichtsrat steht auch das Recht zu, die Hauptversammlung einzubemfen, sofern

das Gesetz oder die Satzung dies vorsehen.

(2) Der Aufsichtsrat ist zu Satzungsänderungen berechtigt, die nur die Fassung betreffen.

§12
WiIIeaserklärungen des Aufsichtsrats

(l) Willenserklämngen des Aufsichtsrats werden namens des Aufsichtsrats durch den Vor-

sitzenden oder durch dessen Stellvertreter abgegeben. Im Imienverhältnis gilt, dass der

Stellvertreter nur im Falle der Verhinderung des Vorsitzenden handeln darf.
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(2) Ständiger Vertreter des Aufsichtsrats gegenüber Dritten, insbesondere gegenüber Ge-

richten und Behörden sowie gegenüber dem Vorstand ist der Vorsitzende oder dessen

Stellvertreter. § 12 Abs. l Satz 2 gilt entsprechend.

§13
Vorsitz

(l) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Die

Wahl ist im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die von der Hauptversamm-

lung zu bestellenden Aufsichtsratsmitgliedem bestellt worden sind, in einer ohne be-

sondere Einberufüng stattfindenden Sitzung vorzunehmen.

(2) Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus seinem

Amt aus, so hat der Aufsichtsrat eine Neuwahl für die restliche Amtszeit des Ausge-

schiedenen vorzunehmen.

§13a

Aufsichtsrats-Ehrenvorsitzender

(l) Der Aufsichtsrat kann ein ausgeschiedenes Aufsichtsratsmitglied in Anerkennung seiner

Verdienste um die Gesellschaft bis auf Widerruf zum Ehrenvorsitzenden des Aufsichts-

rats ernennen.

(2) Der Ehrenvorsitzende hat kein Stimmrecht und erhält keine Vergütung.

(3) Der Ehrenvorsitzende wird zur Vertraulichkeit verpflichtet wie ein Aufsichtsratsmit-

glied.

§14
Geschäftsordnungen und Ausschüsse des Aufsichtsrats

(l) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.

(2) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschüsse bilden und deren Aufgaben und Be-

fugnisse festsetzen. Den Ausschüssen können auch Entscheidungsbefügnisse übertragen

werden.

§15
Einberufung des Aufsichtsrats

(l) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden, im Falle seiner Ver-

hindemng durch dessen Stellvertreter, mit einer Frist von vierzehn Tagen schriftlich,

mündlich, femmündlich, femschriftlich, durch Telefax, Email oder telegrafisch einberu-

fen. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende die Frist abkürzen.

(2) Mit der Einladung sind die Gegenstände der Tagesordnung mitzuteilen und Beschluss-

Vorschläge zu übermitteln.
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§16
Beschlussfassung des Aufsichtsrats

(l) Der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder im Falle seiner Verhindemng sein Stellvertreter

kann eine einberufene Sitzung vor der Eröffnung vertagen.

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn zwei Drittel seiner Mitglieder, mindestens

jedoch drei Mitglieder, an der Beschlussfassung teilnehmen.

Ein Mitglied nimmt auch dann im Sinne von Abs. 2 an der Beschlussfassung teil, wenn

es sich der Stimme enthält. Die Beschlussfassung über einen Gegenstand der Tagesord-

nung, der in der Einladung nicht enthalten war, ist nur zulässig, wenn kein anwesendes

Mitglied des Aufsichtsrats der Beschlussfassung widerspricht.

(3) Den Vorsitz führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder, im Falle seiner Verhinderung,

dessen Stellvertreter. Der Vorsitzende bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstän-

de der Tagesordnung verhandelt werden sowie die Art und Reihenfolge der Abstim-

mungen.

(4) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen

gefasst, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt. Das gilt auch für Wahlen.

(5) Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden und bei dessen Nichtteilnah-

me an der Beschlussfassung die Stimme des Stellvertreters den Ausschlag; dies findet

auch Anwendung auf Beschlussfassungen in den Ausschüssen des Aufsichtsrats, denen

der Vorsitzende oder sein Stellvertreter angehört.

(6) Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können dadurch an der Beschlussfassung teilneh-

men, indem sie schriftliche Stimmabgaben durch ein anderes Aufsichtsratsmitglied oder

durch schriftlich bevollmächtigte Personen, die einem zur Verschwiegenheit verpflich-

teten Beruf angehören, in der Beschlussfassung überreichen lassen. Das gilt auch für die

Abgabe der zweiten Stimme des Vorsitzenden des Aufsichtsrats.

(7) Eine Beschlussfassung des Aufsichtsrats kann auf Veranlassung des Vorsitzenden des

Aufsichtsrats auch auf folgenden Wegen erfolgen:

a) außerhalb von Sitzungen durch schriftliche oder femmündliche Stimmabgaben

oder durch Stimmabgaben per Videokonferenz oder mittels anderer elektronischer

Medien (z.B. per E-Mail oder Telefax), auch im Umlaufverfahren oder per Rund-

mf, oder durch Kombination der vorgenamiten Kommunikationswege durchge-

führte Stimmabgabe, sowie

b) im Wege einer Kombination von Sitzung und Stimmabgabe von nicht an der Sit-

zung teilnehmenden Aufsichtsratsmitgliedem in der unter Buchstabe (a) bestimm-

ten Weise.
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Den Mitgliedern des Aufsichtsrats steht ein Recht zum Widerspruch gegen die vom

Vorsitzenden veranlasste Form der Beschlussfassung nicht zu. Nach diesem Absatz ge-

fasste Beschlüsse werden vom Vorsitzenden schriftlich festgestellt und in die Nieder-

schritt über die Verhandlung in der nächsten Sitzung aufgenommen.

(8) Die Unwirksamkeit eines Aufsichtsratsbeschlusses kann nur innerhalb eines Monats

nach Kenntnis des Beschlusses durch Klage geltend gemacht werden.

(9) Über die Beschlüsse und Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse ist eine

Niederschrift zu fertigen, die von dem Leiter der jeweiligen Sitzung oder im Falle des

Abs. 7 vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu unterzeichnen ist.

(10) Zu den Sitzungen des Aufsichtsrats können Sachverständige oder Auskunftspersonen

sowie diejenigen Personen, die von Berufs wegen zur Verschwiegenheit verpflichtet

sind, hinzugezogen werden.

§17
Vergütung des Aufsichtsrats

Die Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats wird von der Hauptversammlung bewilligt.

VI.

DIE HAUPTVERSAMMLUNG

§18
Einberufung, Ort

(l) Die Hauptversammlung wird vom Vorstand oder in den gesetzlich vorgesehenen Fällen

vom Aufsichtsrat einberufen.

(2) Die Hauptversammlung findet statt am Sitz der Gesellschaft, in einer anderen Stadt im

Saarland oder an einem inländischen Börsenplatz. Der Ort der Hauptversammlung ist in

der Einladung anzugeben.

Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung auch

ohne Anwesenheit an ihrem Ort und ohne einen Bevollmächtigten (mit Ausnahme der

von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) teilnehmen und sämtliche oder

einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege der elektronischen Kommunikation

ausüben können. Der Vorstand kann das Verfahren im Einzelnen regeln.

(3) Die ordentliche Hauptversammlung wird innerhalb der ersten sechs Monate nach Ab-

schluss eines jeden Geschäftsjahres abgehalten. Außerordentliche Hauptversammlungen

können so oft einberufen werden, wie es im Interesse der Gesellschaft erforderlich er-

scheint.
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(4) Die Hauptversammlung ist mindestens 30 Tage vor dem Tag, bis zu dessen Ablauf der

Gesellschaft die Anmeldung der Aktionäre zur Teilnahme an der Hauptversammlung

nach § 19 Abs. 2 der Satzung zugegangen sein muss, durch Bekanntmachung im Bun-

desanzeiger einzuberufen.

(5) Sind die Aktionäre der Gesellschaft namentlich bekannt, kann die Hauptversammlung

stattdessen auch durch eingeschriebene Briefe oder E-Mail an die der Gesellschaft zu-

letzt bekannte Adresse der Aktionäre einberufen werden. In diesem Fall beträgt die Ein-

berufungsfrist mindestens 30 Tage, wobei der Tag der Absendung der Einladung und

der Tag der Hauptversammlung dabei nicht mitgerechnet werden.

(6) Ohne Wahrung der gesetzlichen und satzungsmäßigen Einberufüngsmöglichkeiten kann

eine Hauptversammlung abgehalten werden, wenn alle Aktionäre erschienen oder ver-

treten sind und kein Aktionär der Beschlussfassung widerspricht.

§19
Teünahmerecht und Stimmrecht

(l) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimnu-echts sind nur

diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich in deutscher oder englischer Sprache in Text-

form (§ 126 b BGB) anmelden und ihren Anteilsbesitz nach Maßgabe von Abs. 2 nach-

weisen.

(2) Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung oder zur Ausübung des

Stimmrechts ist nachzuweisen. Hierfür ist ein Nachweis des Anteilsbesitzes in Textform

durch den Letztintermediär gemäß § 67 c Abs. 3 AktG erforderlich. Der Nachweis des

Anteilsbesitzes hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung zu

beziehen und muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten

Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen, wobei der Tag des

Zugangs und der Tag der Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind. Im Verhältnis

zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung oder für die Aus-

übung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis ordnungsgemäß erbracht

hat.

(3) In der Embemfung können weitere Formen und Sprachen, in denen die Anmeldung und

der Nachweis verfasst sein können, sowie weitere Institute, von denen der Nachweis er-

stellt werden kann, zugelassen werden.

(4) Wenn Aktienurkunden nicht ausgegeben sind, ist in der Einberufung zur Hauptver-

Sammlung zu bestimmen, unter welchen Voraussetzungen Aktionäre zur Teilnahme an

der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts zugelassen werden.
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(5) Die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats sollen an der Hauptversammlung

persönlich teilnehmen. Die Teilnahme von Mitgliedern des Aufsichtsrats darf im Wege

der Bild- und Tonübertragung in folgenden Fällen erfolgen:

dringender beruflicher Verhinderung (z.B. Auslandsaufenthalt)

gesundheitlicher Verhinderung

sonstiger dringender privater Verhinderung.

(6) Die Hauptversammlung kann auszugsweise oder vollständig in Ton und Bild übertragen

werden. Die Übertragung kann auch in der Form erfolgen, zu der die Öffentlichkeit un-

eingeschränkt Zugang hat. Die Form der Übertragung ist in der Einladung bekannt zu

machen.

§20
Stimmrecht

(l) Je eine Stammstückaktie gewährt eine Stimme.

(2) Das Stimmrecht beginnt mit der vollständigen Leistung der Einlage.

(3) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Für die Erteilung

von Vollmachten, die nicht an ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine

andere der in § 135 AktG gleichgestellten Personen erteilt werden, ihren Widerruf und

den Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft gilt die gesetzliche

vorgeschriebene Form.

§21
Vorsitz in der Hauph?ersammlung

(l) Zum Vorsitz in der Hauptversammlung ist der Vorsitzende des Aufsichtsrats berufen.

Im Falle seiner Verhinderung bestimmt er ein anderes Aufsichtsratsmitglied, das diese

Aufgabe wahrnimmt.

Ist der Vorsitzende verhindert und hat er niemanden zu seinem Vertreter bestimmt, so

leitet die Hauptversammlung ein von den Anteilseignervertretem im Aufsichtsrat ge-

wähltes Aufsichtsratsmitglied.

(2) Der Vorsitzende leitet die Versammlung und bestimmt die Reihenfolge der Gegenstän-

de der Tagesordnung sowie die Form der Abstimmung. Das Ergebnis der Abstimmung

kann im Subtraktionsverfahren durch Abzug der Ja- oder Nein-Stimmen und der

Stimmenthaltungen von den den Stimmberechtigten insgesamt zustehenden Stimmen

ermittelt werden.
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(3) Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, das Rede- und Fragerecht der Aktionäre zeitlich

angemessen zu beschränken; er kann insbesondere bereits zu Beginn oder während der

Hauptversammlung den zeitlichen Rahmen für den ganzen Verlauf der Hauptversamm-

hing, für die Aussprache zu den einzelnen Tagesordnungspunkten sowie für den einzel-

nen Frage- und Redebeitrag angemessen festsetzen.

§22
Beschlussfassung der Hauptversammlung

(l) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht die Satzung oder zwin-

gend gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen

Stimmen und, sofern die Satzung oder das Gesetz außer der Stimmenmehrheit eine Ka-

pitalmehrheit vorschreibt, mit der einfachen Mehrheit des bei der Beschlussfassung ver-

tretenen Grundkapitals gefasst. Für Satzungsändemngen bedarf es, soweit nicht zwin-

gende gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, einer Mehrheit von zwei Dritteln der

abgegebenen Stimmen bzw. sofern mindestens die Hälfte des Grundkapitals vertreten

ist, der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

(2) Im Falle der Stimmengleichheit gilt, ausgenommen bei Bestellungen, ein Antrag als

abgelehnt.

(3) Wü-d bei Bestellungen im ersten Wahlgang eine einfache Stimmenmehrheit nicht er-

reicht, findet eine Stichwahl unter den Personen statt, denen die beiden höchsten Stim-

menzahlen zugefallen sind. Für den Fall, dass mehreren Personen die zweithöchste

Stimmenzahl zugewiesen wird, findet die Stichwahl zwischen der Person mit der höchs-

ten Stimmenzahl und den Personen mit den jeweils zweithöchsten Stimmenzahlen statt.

Bei der Stichwahl entscheidet die höchste Stimmenzahl, bei Stimmengleichheit das

durch den Vorsitzenden der Hauptversammlung zu ziehende Los.

(4) Die Hauptversammlung beschließt alljährlich in den ersten sechs Monaten nach Ablauf

eines Geschäftsjahres über die Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats, über die

Verwendung des verbleibenden Bilanzgewinns, über die Wahl des Abschlussprüfers

und den im Gesetz vorgesehenen Fällen über die Feststellung des Jahresabschlusses

(ordentliche Hauptversammlung).
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VII.

JAHRESABSCHLUSS, KOSTENTRAGUNG

§23
Geschäftsbericht, Jahresabschluss

(l) Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres den Jahresabschluss

sowie den Lagebericht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und dem Auf-

sichtsrat und dem Abschlussprüfer vorzulegen. Zugleich hat der Vorstand dem Auf-

sichtsrat den Vorschlag vorzulegen, den er der Hauptversammlung für die Verwendung

des Bilanzgewinns machen will.

(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht des Vorstands und den Vor-

schlag für die Verwendung des Bilanzgewinns zu prüfen und über das Ergebnis seiner

Prüfung schrifitlich an die Hauptversammlung zu berichten. Er hat seinen Bericht inner-

halb eines Monats, nachdem ihm die Vorlagen zugegangen sind, dem Vorstand zuzulei-

ten; § 171 Abs. 3 Satz 2 AktG bleibt unberührt.

(3) Die Hauptversammlung kann anstelle einer Barausschüttung eine Verwendung des Bi-

lanzgewinns im Wege einer Sachausschüttung beschließen.

VIII.

ALLGEMEINES

§24
Schlussbestimmungen

(l) Die Gesellschaft trägt die mit der formwechselnden Umwandlung in die Rechtsform der

Aktiengesellschafit verbundenen Kosten bis zu einer Gesamthöhe von DM 150.000,00.

(2) Die Kosten im Zusammenhang mit dem Fonnwechsel der ORBIS AG in die ORBIS SE

bis zu einem Höchstbetrag von EUR 250.000,00 werden von der Gesellschaft getragen.
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(3) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrags rechtsunwirksam, unklar oder lückenhaft sein,

so werden dadurch die übrigen Bestimmungen in ihrer Wirksamkeit nicht berührt. An

die Stelle der unwirksamen, unklaren oder lückenhaften Bestimmung oder zur Ausfül-

lung der Lücke tritt eine solche rechtswirksame Bestimmung, die dem, was die Parteien

nach Sinn und Zweck des Vertrags gewollt haben oder bei Kenntnis des Mangels ge-

wollt hätten, möglichst entspricht; dies gilt auch für die Bestimmung einer Leistung

nach Maß oder Zeit (Frist oder Termin). Die Parteien haben alsbald schriftlich festzu-

halten, welche Regelung an die Stelle einer unwirksamen, unklaren oder lückenhaften

Bestimmung oder zur Ausfüllung einer Lücke tritt.
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